Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/906 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. September 1966 

II/l — 65109 — 5766/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die 

Neunte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

nebst Vermerk. 

Die Verordnung wurde im Bundesgesetzblatt Teil I, Nr. 39, 
vom 30. August 1966 verkündet. Sie wird gleichzeitig dem 
Herrn Präsidenten des Bundesrates zugeleitet. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Neunte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


Vom 23. August 1966 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 7 
Abs. 1, § 8 Abs. 1 und § 14 des Außenwirtschafts- 
gesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 481) verordnet die Bundesregierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 22. August 
1961 (Bundesgesetzbl. 1. S. 1381), zuletzt geändert 
durch die Achte Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 30. März 1966 
(Bundesanzeiger Nr. 63 vom 31. März 1966), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 40 Abs. 1 und § 45 Abs, 1 und 2 werden 
jeweils hinter den Worten „Teil T' die Worte 
„Abschnitt A, B und C" eingefügt. 

2. Hinter § 43 wird der folgende § 43 a eingefügt: 

„ § 43 a 

Beschränkung nach § 8 Abs. 1 und § 14 AWG 

Die Ausfuhr von Blumenzwiebeln der Nr. 06 01 60 
des Warenverzeichnisses für die Außenhandelssta- 
tistik nach Ländern außerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und ihre Veräußerung im 
Rahmen eines Transithandelsgeschäftes an Gebiets- 
fremde in Ländern außerhalb der Europäischen Wirt- 


schaftsgemeinschaft bedürfen der Genehmigung, 
wenn Ursprungsland die Niederlande sind," 


§ 2 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, die Außenwirtschaftsverordnung in der vom 
Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung an gel- 
tenden Fassung bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 '(Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. § 1 
Nr. 1 findet im Land Berlin keine Anwendung, so- 
weit er sich auf Rechtsgeschäfte und Handlungen 
bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kontroll- 
rates vom 20. Dezember 1946 oder nach sonstigem in 
Berlin geltendem Recht verboten sind oder der Ge- 
nehmigung bedürfen. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 23. August 1966 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

Schmücker 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/906 


Vermerk 


Betr.: Entwurf einer Neunten Verordnung zur 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

1. Durch § 5 der Ersten Verordnung zur Änderung 
der Ausfuhrliste vom 7. März 1962 (Bundesanzeiger 
Nr. 48 vom 9. März 1962) wurde in Teil I der Aus- 
fuhrliste hinter Abschnitt C der Abschnitt D „Kon- 
trolliste sonstiger Waren" eingefügt. Der gleichzeitig 
durch § 1 dieser Verordnung in die Vorbemerkung 
„Anwendung der Ausfuhrliste" unter Nr. 1 neu ein- 
gefügte Satz 4 macht deutlich, daß die in Teil I 
Abschnitt D genannten Waren allein unter die Be- 
schränkung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 der Außenwirt- 
schaftsverordnung fallen. Dadurch wurde eine ent- 
sprechende Klarstellung bei sonstigen Beschränkun- 
gen der Außenwirtschaftsverordnung erforderlich, 
die sich auf die in Teil I genannten Waren beziehen. 
Sie erfolgt nunmehr für § 40 Abs. 1 und § 45 Abs. 1 
und 2 (§ 1 Nr. 1 des Entwurfs). 

2. ln der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
wird ein Verordnungsentwurf der Kommission über 
eine gemeinsame Marktorganisation für nicht der Er- 
nährung dienende Gartenbauerzeugnisse beraten. 
Mit einer baldigen Verabschiedung dieses Entwurfs 
durch den Ministerrat kann kaum gerechnet werden. 
Um den Übergang zum Gemeinsamen Markt schon 
jetzt vorzubereiten und den Wünschen der beteilig- 
ten Wirtschaftskreise der übrigen EWG-Staaten ent- 
gegenzukommen, hat der niederländische Landwirt- 
schaftsminister dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten angeboten, die Vorteile 
des Gemeinsamen Marktes der Bundesrepublik bei 
dem wichtigen Warenbereich der Blumenzwiebel 
schon vor Inkrafttreten der o. a. Verordnung zu ge- 
währen, wenn die Bundesrepublik ihrerseits in der 
Übergangszeit die zum Schutz des Binnenmarktes in 
den Niederlanden geltenden Beschränkungen der 
Veräußerung und Ausfuhr nach Drittländern (Min- 
destpreise und Mindestgrößen für die einzelnen 
Warenarten) übernimmt. Auf Grund der vorge- 
schlagenen Regelung sollen gegenüber den Mitglied- 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
das niederländische Ausfuhrverbot für Pflanzgut ab 
1. August 1966 und die Mindestausfuhrpreise für 
Blumenzwiebeln aller Größen ab 1. Januar 1967 auf- 
gehoben werden. Die Vergünstigungen des Gemein- 
samen Marktes auf diesem wichtigen Sektor des 
Gartenbaus werden danach der deutschen Wirt- 
schaft mindestens um ein Jahr früher zugute kom- 


men, als wenn bis zum Inkrafttreten der EWG-Ver- 
ordnung zugewartet würde. Der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat — vor- 
behaltlich der Zustimmung der Bundesregierung und 
der Mitwirkung des Bundestages — seine Bereit- 
schaft erklärt, auf das niederländische Angebot ein- 
zugehen. 

Zur volkswirtschaftlichen Bedeutung dieser An- 
gelegenheit wird angeführt: 

Im Bundesgebiet befassen sich über 205 000 Er- 
werbsbetriebe mit dem Anbau gärtnerischer Kultur- 
pflanzen, davon sind 41 000 reine Gartenbaubetriebe. 
Der Wert der Erzeugung des Gartenbaus gleicht mit 
2,8 Milliarden DM etwa dem Wert der Herstellung 
von Steinkohlenkoks und liegt um 0,3 Milliarden 
DM über dem der Mühlenerzeugnisse. 

Vom Verkaufserlös des heimischen 
Gartenbaus 1964/65 insgesamt 

entfallen auf nicht der Ernährung 
dienende Gartenbauerzeugnisse 

und hiervon wiederum auf Zier- 
pflanzen und Schnittblumen allein 

(Zum Vergleich Verkaufserlöse 
1964/65 für Kartoffeln 

Die Einfuhr von Bulben, Zwiebeln 
usw. betrug 1965 rund 

davon aus den Niederlanden rund 

Die Einfuhr von Zwiebel- und 
Knollenschnittblumen betrug 1965 

davon rund 

für Einfuhren aus den Niederlanden 

Diese Zahlen erhellen Umfang und Bedeutung so- 
wohl der heimischen Erzeugung von „nicht der Er- 
nährung dienenden Gartenbauerzeugnissen" als 
auch der Einfuhr dieser Erzeugnisse aus den Nieder- 
landen. Sie erhellen auch, daß die sofortige Auf- 
hebung des niederländischen Ausfuhrverbotes für 
Pflanzgut und der frühzeitige Abbau der Mindest- 
preise und damit die Beseitigung der jetzt bestehen- 
den Wettbewerbsverzerrungen von lebenswichtiger 
Bedeutung für die deutschen Gartenbaubetriebe ist. 
Die Deckung dieses lebenswichtigen Bedarfes schon 
vor Inkrafttreten der EWG-Marktorganisation kann 
nur durch die vorgesehene Ausfuhr- und Transit- 
handelsbeschränkung, die für die deutsche Wirt- 
schaft kaum eine Belastung darstellt, gesichert wer- 
den (§ 1 Nr. 2 des Entwurfs). 


2.3 Mrd. DM 

1.3 Mrd. DM 

0,94 Mrd. DM 

0,96 Mrd. DM) 

122,5 Mio. DM 
116,6 Mio DM 

61,7 Mio. DM 
44,0 Mio. DM 
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